
Die Identitätsfeststel-
lung ist die Ermittlung
und Feststellung von

Daten (§ 4 Z 1 DSG 2000),
die eine bestimmte Person
unverwechselbar kennzeich-
nen. So die Definition des §
117 Z 1. Ein Blick zu § 4 Z
1 DSG 2000 gibt Auskunft
darüber, dass damit jene
personenbezogenen Daten
gemeint sind, anhand derer
die Identität einer Person
bestimmt werden kann.

Die Feststellung der
Identität einer Person ist
zulässig, wenn auf Grund
bestimmter Tatsachen ange-
nommen werden kann, dass
sie an einer Straftat beteiligt
ist, über die Umstände der
Begehung Auskunft geben
kann oder Spuren hinterlas-
sen hat, die der Aufklärung
dienen könnten (vgl. § 118
Abs 1). Die Person muss al-
so entweder einer Straftat
verdächtig sein (Beschul-
digter), Informationen darü-
ber geben können (Zeuge)
oder möglicher Weise Spu-
ren hinterlassen haben, die
zur Aufklärung der Tat aus-
gewertet werden sollen (z.
B. auch so genannte Gele-
genheitspersonen). Insbe-
sondere beim Zeugen und
bei der Gelegenheitsperson
sei auf das Verhältnismäßig-
keitsprinzip hingewiesen.
Jede Identitätsfeststellung
muss, dem Grundsatz der
Gesetz- und Verhältnis-
mäßigkeit entsprechend, mit
der dem Anlass gebotenen
Verlässlichkeit durchgeführt
werden. Die Art und Weise
der Identitätsfeststellung,
Umfang und Bedingungen

der Maßnahme, müssen
dem gesetzlichen Auftrag
entsprechen und dürfen
nicht außer Verhältnis zum
beabsichtigten Erfolg ste-
hen. Diesem Grundsatz fol-
gend, muss das gelindeste
noch zum Erfolg führende
Mittel ergriffen werden.
Beim Zeugen eines Baga-
telldelikts wird man sich ge-
gebenenfalls auf dessen An-
gaben zur Person verlassen
oder es werden mehrere auf
den gleichen Namen lauten-
de Schriftstücke genügen,
wenn die Identitätsfeststel-
lung aktuell anders nicht
möglich ist. Der Zeuge ei-
nes Mordes hingegen wird
sich gewiss ausweisen müs-
sen, auch wenn die Beibrin-
gung eines entsprechenden
Dokuments Zeit in An-
spruch nimmt. 

Daten. § 118 Abs 2 legt
fest, welche Daten von Per-
sonen zum Zweck der Iden-
titätsfeststellung ermittelt
werden dürfen. Es sind dies:
die Namen einer Person,

Geschlecht, Geburtsdatum
und Geburtsort, Beruf und
Wohnanschrift. Soweit dies
zur Identitätsfeststellung er-
forderlich ist, ist die Krimi-
nalpolizei (und auch die
Staatsanwaltschaft) darüber
hinaus auch ermächtigt, die
Größe einer Person festzu-
stellen, sie zu fotografieren,
ihre Stimme aufzunehmen
und ihr Papillarlinienab-
drücke abzunehmen. 

Diese Form der Iden-
titätsfeststellung wird sich
allerdings nur dann als not-
wendig erweisen, wenn die
Identität einer Person auf
andere Weise nicht festge-
stellt werden kann. Zu
berücksichtigen ist immer
der Zweck der Maßnahme,
der eben darin besteht, die
Identität einer Person un-
zweifelhaft festzustellen.
Kann die Identität einer Per-
son beispielsweise anhand
eines amtlichen Lichtbild-
ausweises zweifelsfrei fest-
gestellt werden, wären wei-
tere Maßnahmen, wie z. B.
die Abnahme von Fingerab-

drücken für Zwecke der
Identitätsfeststellung unver-
hältnismäßig und daher un-
zulässig. Davon unberührt
bleiben die Bestimmungen
über die erkennungsdienstli-
che Behandlung einer Per-
son, die unter den gesetzli-
chen Voraussetzungen
selbstverständlich durchzu-
führen ist. 

Die Identitätsfeststellung
ist eine Befugnis, die von
der Kriminalpolizei aus ei-
genem wahrgenommen
wird. Das heißt aber nicht,
dass nicht auch die Staats-
anwaltschaft eine Identitäts-
feststellung anordnen bzw.
selber durchführen kann. Es
ist nicht ausgeschlossen,
dass die Staatsanwaltschaft
im Rahmen eigener Ermitt-
lungstätigkeiten (vgl. § 103
Abs 2) eine Identitätsfest-
stellung durchführt.

Die Kriminalpolizei (die
Staatsanwaltschaft) hat dem
Betroffenen auf Verlangen
mitzuteilen, aus welchem
Anlass die Identitätsfeststel-
lung erfolgt. Der Gesetzes-
text ist hier eindeutig: Die
Kriminalpolizei hat dem Be-
troffenen „auf Aufforderung
mitzuteilen, aus welchem
Anlass diese Feststellung er-
folgt“ (vgl. § 118 Abs 3). D.
h., erst über Aufforderung
des Betroffenen hat die Kri-
minalpolizei über Anlass
und Zweck der Identitäts-
feststellung Auskunft zu ge-
ben. Allerdings ist im Sinne
der umfassenden Informati-
onspflichten der Kriminal-
polizei (vgl. § 50) davon
auszugehen, dass jeder Be-
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Identitätsfeststellung: Bei Beschuldigten, Zeugen und Gele-
genheitspersonen möglich.

Identitätsfeststellung, Festnahme
und Verwahrungshaft

In der neuen Strafprozessordnung wird die Identitätsfeststellung von Personen gesetzlich geregelt. 
Kriminalpolizei und Staatsanwaltschaft sind ermächtigt, personenbezogene Daten zur Feststellung der

Identität zu ermitteln und zu verarbeiten. Die prozessualen Zwangsmittel der Festnahme und 
Verwahrungshaft wurden teilweise abgeändert. 



troffene ein Recht darauf
hat, von der Polizei darüber
informiert zu werden, war-
um sie seine Daten ermittelt.
Auch die erläuternden Be-
merkungen zur Regierungs-
vorlage (25 BlgNR XXII.
GP) deuten in diese Rich-
tung, wenn dort festgehalten
wird, dass jedermann die
Verpflichtung auferlegt
werden soll, über Aufforde-
rung und nach Information
über Anlass und Zweck der
Maßnahme an der Feststel-
lung seiner Identität mitzu-
wirken. Ganz ohne Bezug-
nahme auf den exakten
Wortlaut des Gesetzes ist
nach der allgemeinen Le-
benserfahrung davon auszu-
gehen, dass kaum jemand
Anstoß daran nimmt, wenn
die Polizei von ihm Namen
und Adresse wissen will,
wenn ihm Sinn und Zweck
der Maßnahme einsichtig
sind. 

Jedermann ist verpflich-
tet, an der Identitätsfeststel-
lung auf eine den Umstän-
den nach angemessene Wei-
se mitzuwirken. Verweigert
eine Person die Mitwirkung,
kann sie im Rahmen der
Verhältnismäßigkeit mit un-
mittelbarem Zwang durch-
gesetzt werden (§ 93 Abs
2). Wirkt eine Person an der
Identitätsfeststellung nicht
mit oder kann ihre Identität
aus anderen Gründen nicht
sogleich festgestellt werden,
ist die Kriminalpolizei er-
mächtigt, die Bekleidung
der Person und die von ihr
mitgeführten Gegenstände
unter Beachtung der Be-
stimmungen über die
Durchsuchung von Perso-
nen zu durchsuchen.  

Der Betroffene hat die
Identitätsfeststellung in je-
dem Fall zunächst einmal zu
dulden. Selbstverständlich
steht ihm (im Nachhinein)
aber die Möglichkeit offen,
diese Maßnahme mittels
Einspruch wegen Rechts-
verletzung (§ 106 Abs 1 Z
2) zu bekämpfen (vgl. dazu
Öffentliche Sicherheit, Nr.

1-2/07, Seite 117). Daten,
die ausschließlich auf Grund
einer Identitätsfeststellung
gemäß § 118 gewonnen
wurden, dürfen nur solange
verwendet werden, als we-
gen der Art der Ausführung
der Tat, der Persönlichkeit
des Betroffenen oder auf
Grund anderer Umstände zu
befürchten ist, dass diese
Person eine strafbare Hand-
lung mit nicht bloß leichten
Folgen begehen werde.
Wird das Ermittlungsver-
fahren ohne Vorbehalt spä-
terer Verfolgung eingestellt
oder der Angeklagte rechts-
kräftig freigesprochen, so
sind die Daten zu löschen.
Die §§ 73 und 74 SPG blei-
ben hievon unberührt (vgl. §
75 Abs 4). 

Die Verwahrungshaft
nach der StPO 1975. Die §§
175 ff StPO (nachstehende
Paragrafenbezeichnungen in
diesem Abschnitt beziehen
sich auf die StPO 1975) un-
terscheiden zwischen der
Verwahrungshaft und der
Untersuchungshaft. Diese
Unterscheidung ist deswe-
gen von Bedeutung, weil die
Verwahrungshaft auch von
Sicherheitsorganen bei Vor-
liegen gesetzlich normierter
Voraussetzungen für die
Höchstdauer von 48 Stun-
den aufrecht erhalten wer-
den darf, während die Ver-
hängung der Untersu-
chungshaft immer eines
förmlichen gerichtlichen
Beschlusses bedarf.

Verwahrungsgründe. Ge-
mäß § 175 Abs 1 StPO be-
stehen folgende Verwah-
rungsgründe: Betreten auf
frischer Tat (Z 1), Fluchtge-
fahr (Z 2), Verdunkelungs-
und Verabredungsgefahr (Z
3),  Wiederholungs- und
Tatausführungsgefahr (Z 4).
Beim Ausspruch der vorläu-
figen Verwahrung ist zudem
das Verhältnismäßigkeits-
prinzip zu berücksichtigen
(§ 175 Abs 3 StPO). Das be-
deutet, dass die Verhaftung
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und Anhaltung zur Bedeu-
tung der Sache nicht außer
Verhältnis stehen darf.

Obligatorische Verwah-
rungshaft. Bei Straftaten,
die mit mehr als zehnjähri-
ger Freiheitsstrafe bedroht
sind, ist die vorläufige Ver-
wahrung des Verdächtigen
(durch den Untersuchungs-
richter) anzuordnen, außer
alle Haftgründe – abgesehen
vom Betreten auf frischer
Tat - liegen nicht vor (§ 175
Abs 2 StPO – obligatorische
Verwahrungshaft). Der Un-
tersuchungsrichter hat den
mit Gründen versehenen
schriftlichen Haftbefehl zu
erlassen, der dem Beschul-
digten sogleich bei seiner
Verhaftung oder doch inner-
halb der nächsten 24 Stun-
den auszuhändigen ist (§
176 Abs 1 StPO). Vom
Vollzug des Haftbefehls ist
das Gericht, das ihn erlassen
hat, sogleich zu verständi-
gen. Der Festgenommene ist
längstens binnen 48 Stunden
dem zuständigen Gericht
einzuliefern (§ 176 Abs 2
StPO). 

Nach § 177 Abs 1 StPO
kann ausnahmsweise die
vorläufige Verwahrung des
eines Verbrechens oder Ver-
gehens Verdächtigen zum
Zwecke der Vorführung vor
den Untersuchungsrichter
auch durch Organe der Si-
cherheitsbehörden ohne
schriftliche Anordnung in
den Fällen des § 175 Abs 1
Z 1 StPO (Betreten auf fri-
scher Tat) sowie in den Fäl-
len des § 175 Abs 1 Z 2 bis
4 und Abs 2 StPO, wenn die
Einholung des richterlichen
Befehles wegen Gefahr im
Verzug nicht tunlich ist,
vorgenommen werden. Vor-
aussetzungen für ein derart
eigenständiges Handeln sind
daher, dass
• der Verdächtige auf fri-
scher Tat betreten oder un-
mittelbar nach Begehen ei-
nes Verbrechens oder Ver-
gehens glaubwürdig der Tä-

terschaft beschuldigt oder
mit Waffen oder anderen
Gegenständen betreten wer-
den muss, die vom Verbre-
chen oder Vergehen
herrühren oder sonst auf sei-
ne Beteiligung daran hin-
weisen (durch das Betreten
auf frischer Tat wird das
Vorliegen von Gefahr in
Verzug indiziert);
• sowie bei Vorliegen von
Gefahr in Verzug,

– wenn der Verdächtige
flüchtig ist oder sich verbor-
gen hält, oder wenn auf-
grund bestimmter Tatsachen
die Gefahr besteht, er werde
wegen der Größe der ihm
mutmaßlich bevorstehenden
Strafe oder aus anderen
Gründen flüchten oder sich
verborgen halten (Fluchtge-
fahr);

– wenn er Zeugen, Sach-
verständige oder Mitbe-
schuldigte zu beeinflussen
(Verabredungsgefahr), die
Spuren der Tat zu beseitigen
oder sonst die Ermittlung
der Wahrheit zu erschweren
versucht hat (Verdunke-
lungsgefahr); oder wenn
aufgrund bestimmter Tatsa-
chen die Gefahr besteht, er
werde dies versuchen; oder

– wenn aufgrund be-
stimmter Tatsachen anzu-
nehmen ist, er werde eine
strafbare Handlung bege-
hen, die gegen dasselbe
Rechtsgut gerichtet ist, wie
die ihm angelastet, oder er
werde die ihm angelastete
versuchte oder angedrohte
Tat ausführen (Wiederho-
lungs- oder Tatausführungs-
gefahr).

Der Haftgrund der Z 1,
wonach eine Person unmit-
telbar nach Begehung eines
Verbrechens oder Verge-
hens glaubwürdig der Täter-
schaft beschuldigt oder mit
Waffen oder anderen Ge-
genständen betreten werden
muss, stellt auf einen engen
zeitlichen Zusammenhang
mit der Tat ab und entfällt
nach der Judikatur des Ver-
fassungsgerichtshofs, wenn
die Festnahme nicht inner-
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halb einer guten Stunden
nach der Tat erfolgt. 

Fluchtgefahr. Liegt für
das vor Ort einschreitende
Sicherheitsorgan Fluchtge-
fahr im Sinne der Z 2 be-
reits dann vor, wenn eine
tatverdächtige Person ver-
sucht davonzulaufen, so
stellt allein dieser Umstand
für den haftprüfenden Un-
tersuchungsrichter noch kei-
nen ausreichenden Grund
für eine weitere Anhaltung
dar. Gelingt dem Tatver-
dächtigen die Flucht vor der
Polizei, wird die Aufklärung
der Tat mangels Kenntnis
der Person des Täters
schwierig, sodass sich die-
ser der Strafverfolgung ent-
ziehen könnte. Wurde die
Sicherheitsbehörde des Tat-
verdächtigen habhaft, sind
seine Identität und sein so-
ziales Umfeld geklärt, wer-
den andere Faktoren für die
Annahme von Fluchtgefahr
ins Treffen zu führen sein,
auf Grund derer tatsächlich
die Gefahr besteht, er werde
flüchten oder sich verborgen
halten. 

Fluchtgefahr ist im Ein-
zelfall zu prüfen und liegt
dann vor, wenn auf Grund
bestimmter Tatsachen, die z.
B. in der Person des Ver-
dächtigen oder in den Um-
ständen der Tatbegehung
liegen, tatsächlich auf
Fluchtgefahr geschlossen
werden kann. Das Fehlen ei-
nes Wohnsitzes begründet
für sich allein noch keine
Fluchtgefahr. Sofern der
Verdächtige noch keine
Vorbereitungen für eine
Flucht getroffen hat und
sich in geordneten Lebens-

verhältnissen befindet, ist
Fluchtgefahr wegen der
Größe der ihm mutmaßlich
bevorstehenden Strafe nicht
anzunehmen, wenn die ihm
angelastete Tat nicht stren-
ger als mit fünf Jahren Frei-
heitsstrafe bedroht ist. 

Verdunkelungsgefahr (Z
3) kann nur dann begründet
angenommen werden, wenn
konkrete Anhaltspunkte
dafür vorliegen; die bloß
theoretische Möglichkeit,
die Wahrheitsfindung zu er-
schweren, stellt den Haft-
grund noch nicht her. 

Der Haftgrund der Tatbe-
gehungs- oder Ausführungs-
gefahr liegt dann vor, wenn
bestimmte Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, der
Verdächtige werde die ver-
suchte oder angedrohte Tat
ausführen. Ob auf Grund
bestimmter Tatsachen Aus-
führungsgefahr anzunehmen
ist, ist auch nach den so ge-
nannten „inneren Tatsa-
chen“, das heißt den Cha-
raktereigenschaften und den
Wesenszügen des Verdäch-
tigen, zu beurteilen (JBl
1991, 172). Bei der Beurtei-
lung, ob Wiederholungsge-
fahr vorliegt, muss dem
behördlichen Organ ein
Spielraum in der Beurtei-
lung des Sachverhaltes zu-
gebilligt werden, wenn nicht
durch zu enge Auslegung
des Gesetzes die Tätigkeit
der Organe der öffentlichen
Aufsicht beeinträchtigt wer-
den soll (VfGH 3327). 

Anders dagegen die Ent-
scheidung des OGH vom
April 1989, 1 Ob 7/89: „Die
Verhängung der Verwah-
rungshaft ist ungeachtet der
Verwendung des Wortes
,kann‘ nicht in das freie Be-
lieben (Ermessen) des Un-
tersuchungsrichters gestellt,
er hat sie vielmehr anzuord-
nen, wenn die Vorausset-
zungen vorliegen. Die Un-
terlassung kann Amtshaf-
tungsansprüche zur Folge
haben.“ Der Haftgrund der

Wiederholungsgefahr und
Ausführungsgefahr be-
zweckt auch den Schutz des
Bedrohten.

In den voranstehend an-
geführten Fällen handelt es
sich um eine so genannte
„fakultative“ vorläufige
Verwahrung, während es
sich im Falle des § 175 Abs
2 StPO um eine bedingt
„obligatorische“ vorläufige
Verwahrung handelt. Auch
für die von den Organen des
öffentlichen Sicherheits-
dienstes aus eigener Macht
vorgenommene vorläufige
Verwahrung des Verdächti-
gen ist das Verhältnismäßig-
keitsprinzip verankert (§
177 Abs 4 StPO).

Hinzuweisen ist auf die
Besonderheiten im bezirks-
gerichtlichen Verfahren, in
welchem es einerseits die
Haftgründe des „Betretens
auf frischer Tat“ und der
„Tatausführungs- und Wie-
derholungsgefahr“ nicht
gibt (in § 452 Z 1 StPO*
wird nur auf § 175 Abs 1 Z
2 und 3 StPO verwiesen),
und andererseits gem. § 452
Abs 1 Z 1a StPO die Mög-
lichkeit besteht, zur Fest-
stellung der Identität des
Verdächtigen diesen für die
Dauer von höchstens sechs
Stunden festzuhalten, wenn
seine Identität sonst nicht
festgestellt werden kann.

Der Festgenommene ist
unverzüglich (nicht unbe-
dingt durch den Richter) zur
Sache sowie den Vorausset-
zungen für die Verwah-
rungshaft zu befragen.
Wenn sich keine Anhalts-
punkte für eine weitere An-
haltung ergeben, ist er wie-
der freizulassen. Wenn
doch, so ist er binnen 48
Stunden dem zuständigen
Gericht einzuliefern. Davon
ist der Staatsanwalt zu ver-
ständigen. Wenn dieser er-
klärt, keinen Antrag auf
Verhängung der Untersu-
chungshaft zu stellen, ist der
Festgenommene sogleich
freizulassen (§ 177 Abs 2
StPO).

Nach § 177 Abs 3 StPO
sind die gelinderen Mittel
des § 180 Abs 5 Z 5 und 6
StPO (vorübergehende Ab-
nahme der Reisdokumente
und der Fahrzeugpapiere) zu
beachten. Es hat eine Ver-
ständigung des Staatsanwal-
tes zu erfolgen, der die Zu-
stimmung erteilen muss.
Wenn dies der Fall ist, sind
die Papiere abzunehmen
und diese samt dem Erhe-
bungsergebnis binnen 48
Stunden nach der Festnah-
me dem Staatsanwalt zu
übersenden. Über die end-
gültige Aufrechterhaltung
der gelinderen Mittel ent-
scheidet der Untersuchungs-
richter. 

Jeder Festgenommene ist
bei der Festnahme oder un-
mittelbar danach über den
gegen ihn bestehenden Tat-
verdacht und den Festnah-
megrund zu unterrichten
und über seine Verständi-
gungsrechte sowie darüber
zu belehren, dass er das
Recht habe, nicht auszusa-
gen und dass seine Aussage
seiner Verteidigung aber
auch zu seiner Belastung
verwendet werden könne
(§§ 178 und 179 Abs 1
StPO). Das Pflichtverhör ist
vom Untersuchungsrichter
spätestens 48 Stunden nach
der Einlieferung durchzu-
führen. Dieser entscheidet
dann über die Verhängung
der Untersuchungshaft (§
179 Abs 2 StPO).

Verwahrungshaft nach
dem Strafprozessreformge-
setz. Das Strafprozessre-
formgesetz regelt die Fest-
nahme und Untersuchungs-
haft im 2. Teil, 9. Haupt-
stück, §§ 170 ff (nachste-
hende Paragraphenbezeich-
nungen beziehen sich auf
die StPO in der Fassung des
Strafprozessreformgeset-
zes). Auch hier wird zwi-
schen der Verwahrungshaft
und der Untersuchungshaft
unterschieden. 

Die Verwahrungsgründe
Betreten auf frischer Tat (Z
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*Die Reform des strafprozes-
sualen Vorverfahrens macht es
notwendig, dass bis zum Inkraft-
treten des Strafprozessreformge-
setzes am 1. Jänner 2008 Bestim-
mungen des Hauptverfahrens
geändert werden müssen. Es ist zu
erwarten, dass im Zuge dieser Be-
gleitgesetzgebung § 452 StPO ent-
fallen wird. § 29 Abs 1 Strafpro-
zessreformgesetz beschränkt die
bezirksgerichtliche Zuständigkeit
auf das Hauptverfahren.



1), Fluchtgefahr (Z 2), Ver-
dunkelungs- und Verabre-
dungsgefahr (Z 3), Wieder-
holungs- und Tataus-
führungsgefahr (Z 4), sind
nunmehr im § 170 Abs 1 zu
finden. Sie unterscheiden
sich sprachlich kaum von
ihren Vorgängerbestimmun-
gen; die Z 1 wurde verein-
facht, in Z 4 wurde eine
Strafdrohung von mindes-
tens sechs Monaten Frei-
heitsstrafe eingefügt. Das
Gesetz spricht nur mehr von
der Begehung einer strafba-
ren Handlung (vgl. § 170
Abs 1, Einleitungssatz) und
nicht mehr von Verbrechen
oder Vergehen. Somit wäre
auch bei Delikten, die den
Bezirksgerichten zur Abur-
teilung zugewiesen sind, ei-
ne Festnahme nach Z 1
möglich, sofern dies ver-
hältnismäßig ist (vgl. § 170
Abs 3). 

Diese Maßnahme wird
sich in den meisten Fällen
als nicht notwendig heraus-
stellen, zumal noch andere,
weniger eingreifende Be-
fugnisse (Identitätsfeststel-
lung, Vorführung zur sofor-
tigen Vernehmung gemäß §
153 Abs 3), zum Erfolg
(Aufklärung und Verfol-
gung der Straftat) führen
können.

Gemäß § 170 Abs 1 ist
die Festnahme einer Person,
die der Begehung einer
strafbaren Handlung ver-
dächtig ist, zulässig,

1. wenn sie auf frischer
Tat betreten oder unmittel-
bar danach entweder glaub-
würdig der Tatbegehung be-
schuldigt oder mit Gegen-
ständen betreten wird, die
auf ihre Beteiligung an der
Tat hinweisen,

2. wenn sie flüchtig ist
oder sich verborgen hält
oder, wenn auf Grund be-
stimmter Tatsachen die Ge-
fahr besteht, sie werde
flüchten oder sich verborgen
halten,

3. wenn sie Zeugen,
Sachverständige oder Mit-
beschuldigte zu beeinflus-

sen, Spuren der Tat zu be-
seitigen oder sonst die Er-
mittlung der Wahrheit zu er-
schweren versucht hat oder
auf Grund bestimmter Tat-
sachen die Gefahr besteht,
sie werde dies versuchen,

4. wenn die Person einer
mit mehr als sechs Monaten
Freiheitsstrafe bedrohten
Tat verdächtig und auf
Grund bestimmter Tatsa-
chen anzunehmen ist, sie
werde eine eben solche, ge-
gen dasselbe Rechtsgut ge-
richtete Tat begehen, oder
die ihr angelastete versuchte
oder angedrohte Tat (§ 74
Abs 1 Z 5 StGB) ausführen.

Auch die bedingt obliga-

torische Festnahme wurde
beibehalten, ebenso das
Verhältnismäßigkeitsprinzip
(§ 170 Abs 2 und 3). 

A. Die Festnahme über
Anordnung der Staatsan-
waltschaft. Grundsätzlich ist
die Festnahme eines Be-
schuldigten durch die
Staatsanwaltschaft auf
Grund einer gerichtlichen
Bewilligung anzuordnen
und von der Kriminalpolizei
durchzuführen (§ 171 Abs
1). Die gerichtliche Anord-
nung ist wie alle gerichtli-
chen Bewilligungen an eine
Frist gebunden (vgl. § 105
Abs 1). Bei ungenütztem

Ablauf dieser Frist, tritt die
Bewilligung außer Kraft, ei-
ne spätere Festnahme wäre
daher unzulässig.

Eine Anordnung zur
Festnahme berechtigt auch
dazu, die Wohnung oder an-
dere durch das Hausrecht
geschützte Orte nach der
festzunehmenden Person zu
durchsuchen, soweit die
Festnahme nach dem Inhalt
der Anordnung in diesen
Räumen vollzogen werden
soll (§ 93 Abs 1). 

Hat die Kriminalpolizei
eine Person auf Grund einer
Anordnung der Staatsan-
waltschaft festgenommen,
hat sie dem Betroffenen so-
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Festnahme durch die Kriminalpolizei „aus eigenem“: Unter bestimmten Voraussetzungen bei
Gefahr im Verzug möglich.



gleich, längstens jedoch in-
nerhalb von 24 Stunden, die
gerichtliche Bewilligung der
Festnahme zuzustellen (§
171 Abs 3). Der Beschul-
digte ist sogleich oder un-
mittelbar nach seiner Fest-
nahme darüber zu informie-
ren, dass er das Recht habe,    

1. einen Angehörigen
oder eine andere Vertrau-
ensperson und einen Vertei-
diger von seiner Festnahme
zu verständigen oder ver-
ständigen zu lassen,                

2. gegebenenfalls die
Beigebung eines Verfah-
renshilfeverteidigers zu be-
antragen,     3. Beschwerde
bzw. Einspruch gegen seine
Festnahme zu erheben und
im Übrigen jederzeit seine
Freilassung zu beantragen.

Die Kriminalpolizei hat
die Staatsanwaltschaft vom
Vollzug der Anordnung zu
verständigen, die dann das
Gericht davon unverzüglich
in Kenntnis zu setzen hat.

Der Beschuldigte ist oh-
ne unnötigen Aufschub,
längstens aber binnen 48
Stunden ab Festnahme in
die Justizanstalt des zustän-
digen Gerichts einzuliefern.
Wenn dies auf Grund der
Entfernung des Ortes der
Festnahme nicht rechtzeitig
möglich ist oder der Be-
schuldigte erkrankt oder
verletzt ist oder aus einem
anderen Grund in Lebensge-
fahr schwebt, ist es zulässig,
ihn der Justizanstalt eines
unzuständigen Gerichts ein-
zuliefern oder einer Kran-
kenanstalt zu überstellen. 

Der Beschuldigte ist vom
Gericht unverzüglich nach
seiner Einlieferung in die
Justizanstalt zu den Voraus-
setzungen der Untersu-
chungshaft zu vernehmen.
Das Gericht muss binnen 48
Stunden nach der Einliefe-
rung entscheiden, ob der
Beschuldigte, allenfalls un-
ter Anwendung gelinderer
Mittel (§ 173 Abs 5), freige-
lassen oder ob die Untersu-
chungshaft verhängt wird (§

174 Abs 1). Im Falle der
Einlieferung in die Justizan-
stalt eines unzuständigen
Gerichts oder in eine Kran-
kenanstalt kann das Gericht
den Beschuldigten unter
Verwendung technischer
Einrichtungen zur Wort-
und Bildübertragung ver-
nehmen und ihm den Be-
schluss über die Untersu-
chungshaft auf gleiche Wei-
se verkünden.

B. Die Festnahme durch
die Kriminalpolizei aus eige-
ner Macht. Unter folgenden
Voraussetzungen ist die Kri-
minalpolizei berechtigt, den
Beschuldigten von sich aus
festzunehmen:
• wenn der Beschuldigte auf
frischer Tat betreten wird
oder unmittelbar danach
entweder glaubwürdig der
Tatbegehung beschuldigt
oder mit Gegenständen be-
treten wird, die auf eine Be-
teiligung an der Tat hinwei-
sen;  
• wenn wegen Gefahr im
Verzug eine Anordnung der
Staatsanwaltschaft nicht
rechtzeitig eingeholt werden
kann und entweder Flucht-
gefahr (Z 2); Verdunke-
lungs- oder Verabredungs-
gefahr (Z 3); oder Wieder-
holungs- oder Ausführungs-
gefahr (Z 4) besteht (vgl. §
171 Abs 2).

Die Kriminalpolizei hat,
wie im Falle einer angeord-
neten Festnahme, den Be-
schuldigten sogleich oder
unmittelbar nach seiner
Festnahme im Sinne von §
171 Abs 3 Z 1 bis 3 entspre-
chend zu informieren.  

Neu ist die Verpflichtung
der Kriminalpolizei, dem
Beschuldigten sogleich oder
innerhalb von 24 Stunden
eine schriftliche Begrün-
dung auszufolgen, aus der
Tatverdacht und Haftgrund
hervorgehen. Form und ge-
nauer Inhalt der kriminalpo-
lizeilichen Begründung sind
gesetzlich ungeregelt und
werden auch individuell
verschieden sein. Es können
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dies eine Kopie der „Anhal-
temeldung“ oder eine Ab-
schrift des Vernehmungs-
protokolls (§ 96), aus dem
Tatverdacht und Haftgrund
hervorgehen, sein. Aber
auch ein gesondertes
Schriftstück zu erstellen,
wäre zulässig. Aus dem kri-
minalpolizeilichen Schrift-
satz muss der Festgenom-
mene jedenfalls Aufschluss
über Tatverdacht und Haft-
grund bekommen, eine all-
gemeine, bloß den Geset-
zeswortlaut wiedergebende
Begründung, wäre unzurei-
chend

Hat die Kriminalpolizei
den Beschuldigten von sich
aus festgenommen, so hat
sie ihn unverzüglich zur Sa-
che, zum Tatverdacht und
zum Haftgrund zu verneh-
men. Sie hat ihn freizulas-
sen, sobald sich ergibt, dass
kein Grund zur weiteren
Anhaltung vorhanden ist (§
172 Abs 2).

Wenn die Kriminalpoli-
zei den Beschuldigten nach
der Vernehmung noch im-
mer für verdächtigt hält und
noch immer ein Haftgrund
nach § 170 Abs 1 Z 2 bis 4
vorliegt, muss sie die Staats-
anwaltschaft verständigen.
Kann der Zweck der weite-
ren Anhaltung durch gelin-
dere Mittel nach § 173 Abs
5 Z 1 bis 7 erreicht werden,
so hat die Kriminalpolizei
dem Beschuldigten auf An-
ordnung der Staatsanwalt-
schaft unverzüglich die er-
forderlichen Weisungen zu
erteilen, die Gelöbnisse von
ihm entgegenzunehmen
oder ihm die in § 173 Abs 5
Z 3 und 6 erwähnten
Schlüssel und Dokumente
abzunehmen und ihn freizu-
lassen. 

Als gelindere Mittel im
Sinne von § 173 Abs 5
kommen insbesondere Ge-
löbnisse und Weisungen in
Betracht, die darauf abstel-
len, dass sich der Beschul-
digte bestimmten Örtlich-
keiten und Menschen fern-
hält, keinen Fluchtversuch

unternimmt, sich bestimm-
ten Auflagen unterwirft. 

Die Ergebnisse der Er-
mittlungen samt den Proto-
kollen über die erteilten
Weisungen und die geleiste-
ten Gelöbnisse sowie den
abgenommenen Schlüsseln
und Dokumenten sind der
Staatsanwaltschaft binnen
48 Stunden nach der Fest-
nahme zu übermitteln. Über
die Aufrechterhaltung dieser
gelinderen Mittel entschei-
det das Gericht. 

Bis auf die Leistung ei-
ner vorläufigen Sicherheit
und die Anordnung einer
medizinischen Behandlung
darf die Staatsanwaltschaft
alle gesetzlich geregelten
gelinderen Mittel anordnen
und hat daher mehr Mög-
lichkeiten als nach der StPO
1975. 

Ist der Beschuldigte nicht
freizulassen, so hat ihn die
Kriminalpolizei ohne
unnötigen Aufschub, spätes-

tens aber binnen 48 Stunden
nach der Festnahme, in die
Justizanstalt des zuständi-
gen Gerichts einzuliefern.
Vor der Einlieferung ist
rechtzeitig die Staatsanwalt-
schaft zu verständigen. Er-
klärt diese, keinen Antrag
auf Verhängung der Unter-
suchungshaft zu stellen, so
hat die Kriminalpolizei den
Beschuldigten sogleich frei-
zulassen. 

Opferinformation. Hier
sei in besonderem Maße auf
die Bestimmung des § 177
Abs 5 hingewiesen, dem-
gemäß ein Opfer unter be-
stimmten Voraussetzungen
von der Freilassung des Be-
schuldigten zu verständigen
ist. Opfer von Gewalt in
Wohnungen (§ 38a SPG)
und Opfer gemäß § 65 Z 1
lit. a sind jedenfalls unver-
züglich von Amts wegen in
diesem Sinn zu informieren.
Andere Opfer sind von der

Freilassung des Beschuldig-
ten zu informieren, wenn sie
dies beantragt haben. Die
Verständigung hat die Kri-
minalpolizei zu veranlassen,
wenn der Beschuldigte aus
dem Polizeigewahrsam ent-
lassen wird. Nach Entlas-
sung aus der Untersu-
chungshaft, hat die Staats-
anwaltschaft die Verständi-
gung zu veranlassen.

Zusammenfassend kann
– im Wissen um die Un-
schärfen einer derartigen
Vereinfachung – festgehal-
ten werden: Ein Vergleich
der Festnahmebestimmun-
gen der StPO 1975 (§§ 175
ff) mit jenen des Strafpro-
zessreformgesetzes (§§ 170
ff),  führt zum Ergebnis,
dass sich die „neuen“ Be-
stimmungen nur unwesent-
lich von ihren Vorgängerbe-
stimmungen unterscheiden. 

Franz Eigner/
Walter Dillinger
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Justizanstalt Wien-Josefstadt: Wurde ein Beschuldigter über Anordnung der Staatsanwalt-
schaft festgenommen, ist er ohne unnötigen Aufschub, längstens aber binnen 48 Stunden ab
Festnahme in die Justizanstalt des zuständigen Gerichts einzuliefern. 


